Liebe Kolleginnen und Kollegen,

vor einer Woche konnten Nazis auf dem  Frankfurter Römerberg – dem Schauplatz der Bücherverbrennungen im Dritten Reich -  ihre menschenverachtende Propaganda verbreiten.  Wieder einmal sorgten der Dezernent für „Sicherheit und Ordnung“  Volker Stein und der Polizeipräsident Achim Thiel dafür, dass NPD und Republikaner ungehinderten Zugang hatten - während Antifaschistinnen schikaniert und ausgesperrt wurden.

Herr Stein  zeigte den Gegendemonstrantinnen, wo der Hammer hängt, hatte er doch bereits am 31.Oktober unter der Schlagzeile „So räum’ ich auf“ in der Bild-Zeitung erklärt:

(Zitat) „Ich bin nicht als Masochist geboren, lieber Täter als Opfer. Ich benutze nicht nur das Florett, sondern auch mal den Säbel, und wenn das nicht reicht, hab ich noch eine Panzerhaubitze 2000 zur Verfügung.“

Dass dieser Oberst der Reserve tatsächlich weitere Waffen auf Lager hat, zeigte er pressewirksam am vergangenen Montag: 

er kritisierte keineswegs die rassistische Hetze der Nazis, die Gewaltaufrufe von Marcel Wöll. 

Nein: er verlangte von  der Leitung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau, den Sprecher der Anti-Nazi-Koordination Pfarrer Hans Christoph Stoodt aus Frankfurt weg zu versetzen, wenn er schon nicht aus dem kirchlichen Dienst entlassen werden könne.

Mit dieser ungeheuerlichen Forderung unterstützt er eine Renaissance von Berufsverboten.

Vor 36 Jahren, am 28. Januar 1972, beschloss die Ministerpräsidentenkonferenz unter Vorsitz von Bundeskanzler Willy Brandt – SPD - den sogenannten "Radikalenerlass": Zur Abwehr angeblicher Verfassungsfeinde sollten "Personen, die nicht die Gewähr bieten, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung einzutreten", aus dem Öffentlichen Dienst ferngehalten bzw. entlassen werden. Mithilfe der sogenannten "Regelanfrage" wurden etwa 3,5 Millionen Bewerber und Anwärter vom Geheimdienst auf ihre politische Zuverlässigkeit durchleuchtet. 

Ich wurde nach der Regelanfrage zu einem Anhörungserfahren beim sozialdemokratischen Kultusminister Hans Krollmannn vorgeladen: die Teilnahme an einem Friedrich Engels-Kongress, die Kandidatur für den MSB Spartakus bei Stupa-Wahlen an der Uni Frankfurt und die Unterstützung der SdAJ  wurden mir zur Last gelegt.  Im September 1975 wurde ich – wie bei einer Nacht –und Nebel-Aktion - mitten aus dem Unterricht abgeführt und erhielt - verbunden mit einem Hausverbot – die fristlose Entlassung. Im schriftlichen Bescheid wurde mir lapidar mitgeteilt, dass die Zweifel an meiner Verfassungstreue nicht ausgeräumt seien. 
Der Radikalenerlass führte  zu 11 000 offiziellen Berufsverbotsverfahren, 2 200 Disziplinarverfahren, 1 250 Ablehnungen von Bewerbern und 265 Entlassungen. 

Betroffen von Berufsverbot waren Lehrer, Lehramtsbewerbern, Sozialarbeiter, Briefträger, Lokführer und Juristen. 

Obwohl der Radikalenerlass mittlerweile als „historischer Irrtum“ bezeichnet wird, verweigern die Kultusministerien in Baden Württemberg und in Hessen dem Heidelberger Lehrer und Antifaschisten Michael Csaszkóczy (Tschaskotschi) die Übernahme ins Beamtenverhältnis.

Die Hexenjagd auf  vermeintliche "Radikale" dient nicht nur zur Einschüchterung der aktiven Linken. 

Die existentielle Bedrohung soll Angst verbreiten, Proteste lähmen gegen undemokratischen Strukturen in Hochschulen, Schulen und Betrieben, gegen Bildungs- und Sozialabbau, gegen die grundgesetzwidrigen Auslandseinsätze der Bundeswehr, gegen die innere und äußere Aufrüstung  .

Weitere "Sicherheitspakete" sind geschnürt  unter dem Slogan „Bekämpfung des Terrorismus“.  

Mit der Anti-Terror-Datei, Video-Überwachung, elektronischer Gesundheitskartei, zentraler Schülerdatei, Goethe-Card,  Onlinedurchsuchungen usw. werden die Methoden zur totalen Überwachung perfektioniert.

Ich möchte an einen Kommentar des IG-Metall Funktionärs Georg Benz zu den „Notstandsgesetzen“ erinnern. Er erklärte 1966: 

„Die Gefahr, die uns droht, ist der totale Staat im Gewande der Legalität, die Diktatur hinter der Fassade formaler Demokratie“.

Hier und heute ist unsere erste Pflicht:

Widerstand! 

Widerstand zum Schutz der Politik-und Meinungsfreiheit gegen die herrschenden Verfassungsbrecher.

